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Gesetzentwurf 
 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesministergesetzes 

A. Zielsetzung 

Bereits nach geltendem Recht werden Einkünfte aus einer Berufs-
tätigkeit im öffentlichen Dienst auf das ausscheidenden Mitglie-
dern der Bundesregierung und ausscheidenden Parlamentari-
schen Staatssekretären zustehende Übergangsgeld angerechnet. 
Erwerbseinkünfte aus einer privaten Berufstätigkeit unterliegen 
derzeit jedoch noch nicht der Anrechnung. Im Hinblick auf Sinn 
und Zweck des Übergangsgeldes erscheint es sachgerecht, auch 
insoweit eine Anrechnung vorzusehen. 

B. Lösung 

In das Bundesministergesetz wird eine Vorschrift über die An-
rechnung von Erwerbseinkünften aus privater Berufstätigkeit auf 
das Übergangsgeld eingefügt. 

 
C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Änderung führt zu nicht näher bezifferbaren Einsparungen 
beim Übergangsgeld. 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 28. April 1997 
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An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesministergesetzes 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 711. Sitzung am 25. April 1997 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen 
zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesministergesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Bundesministergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juli 1971 (BGBl. I S. 1166), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2218), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird der Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Treffen Übergangsgeld und Ruhegehalt nach 
§ 15 oder § 17 zusammen, wird das Übergangs-
geld um das Ruhegehalt gemindert, bevor auf 
das Übergangsgeld und das Ruhegehalt sonsti-
ge Anrechnungs- und Ruhensvorschriften an-
gewandt werden. " 

b) Nach Absatz 5 wird der folgende Absatz 6 an-
gefügt: 

„ (6) Auf das nach Anwendung sonstiger An

-

rechnungs- und Ruhensvorschriften verblei-
bende Übergangsgeld werden ab dem zweiten 
Monat alle Erwerbseinkünfte aus einer privaten 
Berufstätigkeit angerechnet. " 

2. Dem § 21 a wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„ (4) Hat das Amtsverhältnis als Mitglied der 
Bundesregierung vor dem Inkrafttreten des Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung des Bundesministerge-
setzes (BGBl. I S....) geendet, findet § 14 in der bis 
zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung Anwen-
dung. " 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Auf das Übergangsgeld für ausscheidende Mitglie-
der der Bundesregierung und ausscheidende Par-
lamentarische Staatssekretäre sollen nach dem Ent-
wurf Erwerbseinkünfte aus privater Berufstätigkeit 
angerechnet werden. Eine solche Regelung ent-
spricht auch dem Sinn und Zweck des Übergangs-
geldes. 

Da das Geld über die Rechtsverhältnisse der Parla-
mentarischen Staatssekretäre keine eigenständige 
Versorgungsregelung trifft, sondern in § 6 generell 
auf die Vorschriften des Bundesministergesetzes ver-
weist, gelten die Änderungen dieses Gesetzes auch 
für die Parlamentarischen Staatssekretäre. 

Die Änderung hat keine Auswirkungen auf Einzel-
preise und das Preisniveau. Ebensowenig entstehen 
für die Wirtschaft Kosten. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Der geltende § 14 Abs. 2 Satz 2 BMinG sieht vor, daß 
beim Zusammentreffen von Übergangsgeld und Ru-
hegehalt nach dem BMinG nur die höheren Bezüge 
gezahlt werden. Diese Vorschrift ist hinreichend klar 
und praktikabel, solange - wie derzeit - auf das 
Übergangsgeld und das Ruhegehalt jeweils diesel-
ben Anrechnungs- und Ruhensvorschriften (z. B. § 20 
BMinG) Anwendung finden. 

Da jedoch künftig auf das Übergangsgeld erweiterte 
Anrechnungsvorschriften angewandt werden sollen, 
muß klargestellt werden, welche Anrechnungsvor-
schrift zuerst anzuwenden ist. Die Neufassung sieht 
vor, daß zunächst auf das unverkürzte Übergangs-
geld das unverkürzte Ruhegehalt nach dem BMinG 
angerechnet wird. Auf diese Weise wird auch künftig 
wie bisher gewährleistet, daß Übergangsgeld und 

Ruhegehalt gegeneinander aufgerechnet werden. 
Anschließend werden auf das Ruhegehalt und auf 
das verbliebene Übergangsgeld die jewei ligen An

-

rechnungs- und Ruhensvorschriften angewandt. 

Zu Buchstabe b 

Nach dieser Bestimmung wird das Übergangsgeld 
für ausscheidende Mitglieder der Bundesregierung 
und Parlamentarische Staatssekretäre einer erweiter-
ten Anrechnung unterworfen: Auf das nach Anwen-
dung sonstiger Anrechnungs- und Ruhensvorschrif-
ten - z.B. des Absatzes 2 Satz 2 (s. o. Nummer 1 
Buchstabe a) und des § 20 BMinG - verbleibende 
Übergangsgeld werden vom zweiten Monat des Be-
zuges an alle Erwerbseinkünfte aus privater Berufs-
tätigkeit angerechnet. 

Unter privater Berufstätigkeit ist jede berufliche Er-
werbstätigkeit im privaten Sektor, also außerhalb ei-
nes Dienst-, Amts- oder Arbeitsverhältnisses in Kör-
perschaften, Anstalten oder Stiftungen öffentlichen 
Rechts oder ihren Verbänden und außerhalb des öf-
fentlichen Dienstes einer zwischen- oder überstaatli-
chen Einrichtung, die mit deutschen öffentlichen 
Mitteln mitfinanziert wird, zu verstehen. Die Ein-
künfte aus beruflicher Tätigkeit im öffentlichen Sek-
tor sind bereits durch § 20 BMinG erfaßt. Der Termi-
nus Berufstätigkeit schließt Tätigkeiten aus, die nicht 
berufsmäßig, sondern nur gelegentlich ausgeübt 
werden. 

Zu Nummer 2 

Die Änderung des § 14 BMinG gilt für alle  bei In-
krafttreten des Gesetzes amtierenden Regierungs-
mitglieder und Parlamentarische Staatssekretäre. Sie 
soll aber nicht in bereits entstandene Ansprüche ein-
greifen und deshalb nicht für die bereits vorhande-
nen ehemaligen Mitglieder der Bundesregierung 
gelten. Deshalb wird dem § 21 a BMinG eine entspre-
chende Übergangsvorschrift angefügt. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 


